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1 Einführung

1.1 Begriff des Urlaubs

Urlaub ist die Freistellung des Arbeitnehmers
von der Arbeit unter Fortzahlung der Vergü-
tung. Er dient der Erholung. Vom Erholungsur-
laub zu unterscheiden sind sonstige Freistel-
lungen von der Arbeit, insbesondere die 
Elternzeit (s. Kapitel A 9 „Mutterschutz und
Elternzeit“), der Bildungsurlaub (s. Kapitel A 8
„Sonstige Freistellung“) sowie bezahlte oder
unbezahlte Freistellungen aus persönlichen
Gründen, z. B. ehrenamtliche Tätigkeiten,
hohe Familienfeiern, Freizeit zur Stellensuche.

1.2 Rechtsgrundlagen

Der Erholungsurlaub ist geregelt im Bundesur-
laubsgesetz (BUrlG), dessen zwingende Rege-
lungen dem Arbeitnehmer Mindestansprüche
gewährleisten. Das Bundesurlaubsgesetz wird
ergänzt durch Spezialgesetze für bestimmte
Arbeitnehmergruppen, nämlich das Jugend -
arbeitsschutzgesetz, das Sozialgesetzbuch IX,
und das Bundeselterngeld- und El tern -
zeitgesetz für Arbeitnehmer in der Elternzeit.
Die Regelungen des Bundesurlaubsgesetzes
werden in der Praxis häufig ergänzt oder ver-
drängt durch tarifliche Vorschriften. Auch der
Bundesrahmentarifvertrag für Apothekenmit-
arbeiter (BRTV) enthält umfangreiche Bestim-
mungen über den Erholungsurlaub. Hierbei ist
aber zu beachten, dass die tariflichen Vor-
schriften über den Erholungsurlaub auf das
Arbeitsverhältnis eines Apothekenmitarbeiters
nur dann Anwendung finden,
– wenn sowohl der Apothekeninhaber als

auch der Apothekenmitarbeiter tarifgebun-
den sind und der Apothekenmitarbeiter
unter den persönlichen Geltungsbereich des
Tarifvertrages fällt (s. Kapitel A 2 „Gel-
tungsbereich und Anwendbarkeit des Bun-
desrahmentarifvertrages für Apothekenmit-
arbeiter [BRTV]“, Abschnitte 2.3 und 3.1),

– oder im Arbeitsvertrag die Anwendung des
Bundesrahmentarifvertrages für Apotheken-
mitarbeiter insgesamt oder zumindest 
der tariflichen Vorschriften über den Erho-
lungsurlaub vereinbart ist (s. Kapitel A 2
„Geltungsbereich und Anwendbarkeit des

Bundesrahmentarifvertrages für Apotheken-
mitarbeiter [BRTV]“, Abschnitt 3.2),

– oder eine betriebliche Übung über die
Anwendung des gesamten Tarifvertrages
oder der tariflichen Vorschriften über den
Erholungsurlaub besteht (s. Kapitel A 2
„Geltungsbereich und Anwendbarkeit des
Bundesrahmentarifvertrages für Apotheken-
mitarbeiter [BRTV]“, Abschnitt 3.3).

1.3 Bedeutung der gesetzlichen Regelung
(BUrlG)

Finden die tariflichen Urlaubsvorschriften auf
das Arbeitsverhältnis keine Anwendung, gel-
ten die Bestimmungen des Bundesurlaubsge-
setzes als zwingende Mindestregelung zugun-
sten der Apothekenmitarbeiter. Von den 
Vorschriften des Bundesurlaubsgesetzes ab -
weichende Vereinbarungen im Arbeitsvertrag
zugunsten des Apothekenmitarbeiters sind
zulässig; für den Apothekenmitarbeiter ungün-
stigere Vereinbarungen sind jedoch unwirksam
(§ 13 Abs. 1 BUrlG).
Beispiel: Der Urlaub kann aus dringenden
betrieblichen Gründen (z. B. krankheitsbeding-
ter Ausfall zahlreicher Mitarbeiter) auf das
nächste Kalenderjahr übertragen werden (§ 7
Abs. 3 Satz 2 BUrlG). In diesem Fall „muss der
Urlaub in den ersten drei Monaten des folgen-
den Kalenderjahres gewährt und genommen
werden“ (§ 7 Abs. 3 Satz 3 BUrlG). Eine Ver-
einbarung, der übertragene Urlaub müsse im
Januar des folgenden Kalenderjahres genom-
men werden, wäre eine Regelung zuungunsten
des Arbeitnehmers (im Februar wäre dann der 
übertragene Urlaub verfallen) und ist daher
unzulässig, soweit es um den gesetzlichen
Mindesturlaub geht. Hingegen ist die Vereinba-
rung, der übertragene Urlaub könne noch im
gesamten folgenden Kalenderjahr genommen
werden, eine vom BUrlG zugunsten des
Arbeitnehmers abweichende Regelung und
daher zulässig.
Den Parteien des Arbeitsvertrages steht es
auch frei, eine Vereinbarung zu treffen, die den
Arbeitgeber verpflichtet, Urlaub, der bereits
verfallen ist, nachzugewähren oder abzu -
gelten1.
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1 BAG, Urteil vom 18.10.2011, FA 2012, S. 45.
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1.4 Bedeutung der tariflichen Regelung
(Bundesrahmentarifvertrag für 
Apothekenmitarbeiter [BRTV])

Sind beide Parteien des Arbeitsvertrages tarif-
gebunden (s. Kapitel A 2, Abschnitt 3.1), kön-
nen sie im Arbeitsvertrag auch keine Verein -
barung treffen, die zuungunsten des Arbeit-
nehmers von einer Tarifvorschrift abweicht.
Nur Änderungen zugunsten des Apotheken-
mitarbeiters sind zulässig (s. Kapitel A 2,
Abschnitt 3.1).
Beispiel: Nach den tariflichen Bestimmungen
werden Tage der Arbeitsunfähigkeit während
des Urlaubs, die durch ärztliches Zeugnis
nachgewiesen sind, auf den Jahresurlaub nicht
angerechnet. Eine Vereinbarung, die Arbeits-
unfähigkeit müsse durch ein amtsärztliches
Zeugnis nachgewiesen werden, weicht hiervon
zuungunsten des Arbeitnehmers ab (normales
ärztliches Zeugnis genügt nicht) und ist des-
halb unzulässig. Eine Vereinbarung, Tage der
Arbeitsunfähigkeit während des Urlaubs seien
erst ab dem 3. Krankheitstag durch ärztliches
Zeugnis nachzuweisen, weicht zugunsten des
Arbeitnehmers vom Tarifvertrag ab und ist
deshalb zulässig.
Gelten die tariflichen Vorschriften über den
Erholungsurlaub aber nur kraft einzelvertrag -
licher Vereinbarung (s. Kapitel A 2, Abschnitt
3.2) oder betrieblicher Übung (s. Kapitel A 2,
Abschnitt 3.3), können die Parteien des
Arbeitsvertrages hiervon auch zuungunsten
des Arbeitnehmers abweichen, sofern sie nur
die Mindestregelungen des Bundesurlaubsge-
setzes beachten.
Beispiel: Die Parteien des Arbeitsvertrages ver-
einbaren neben der Anwendung des Tarifver-
trages für Apothekenmitarbeiter zusätzlich,
dass der tarifliche Urlaub von 34 Werktagen je
Kalenderjahr erst nach zehnjähriger ununter-
brochener Betriebszugehörigkeit gewährt wird
und bis dahin der Urlaubsanspruch 31 Werkta-
ge beträgt. Dies ist eine von dem Tarifvertrag
zuungunsten des Arbeitnehmers abweichende
Regelung, da der Tarifvertrag einen Urlaubsan-
spruch von 33 Werktagen für alle Mitarbeiter
und nach bereits fünfjähriger Betriebszuge hö -
rig keit einen Urlaubsanspruch von 34 Werkta-
gen vorsieht. Die Vereinbarung ist aber zuläs-
sig, da dem Arbeitnehmer in jedem Fall der ge -
setz li che Urlaubsanspruch von 24 Werktagen
erhalten bleibt.

2 Die Mindestregelungen 
des Bundesurlaubsgesetzes

2.1 Anspruchsberechtigter Personenkreis

Anspruch auf Erholungsurlaub nach dem Bun-
desurlaubsgesetz haben alle Arbeiter, Ange-
stellten und die zu ihrer Berufsausbildung
Beschäftigten (§ 2 BUrlG). Das gilt damit auch
für diejenigen Apothekenmitarbeiter, die nicht
unter den Geltungsbereich des Bundesrahmen-
tarifvertrages für Apothekenmitarbeiter fallen,
z. B. Boten, Buchhaltungskräfte, Reinigungs-
kräfte, selbst wenn es sich hierbei nur um
arbeitnehmerähnliche Personen handelt (vgl.
§2 Satz 2 BurlG)2 (s. Kapitel A 2 „Geltungs -
berei ch und Anwendbarkeit des Bundes -
rahmentarifver trages für Apothekenmitarbeiter
(BRTV)“, Abschnitt 2.3).

2.2 Entstehung des Urlaubsanspruchs

Der volle Urlaubsanspruch wird erstmalig
nach sechsmonatigem Bestehen des Arbeits-
verhältnisses erworben (§ 4 BUrlG). Das heißt:
Wenn ein Arbeitsverhältnis sechs Monate
bestanden hat (sog. Wartezeit), kann ein
Arbeitnehmer für das laufende Kalenderjahr
den vollen Jahresurlaub verlangen. Hat etwa
ein Arbeitsverhältnis am 1. Juni begonnen, so
erwirbt der Arbeitnehmer am 1. Dezember
Anspruch auf den vollen Jahresurlaub von 24
Werktagen. Wird die Wartezeit in einem Kalen-
derjahr nicht erfüllt, kommen Teilurlaubsan-
sprüche in Betracht (s. Abschnitt 2.3.2).
Die Wartezeit ist in einem Arbeitsverhältnis
nur einmal – sechsmonatiges Bestehen des
Arbeitsverhältnisses – zu erfüllen; in den Folge -
jahren entsteht der Urlaubsanspruch ohne
Wartezeit. So erwirbt ein Arbeitnehmer, der in
einem Kalenderjahr die Wartezeit von sechs
Monaten erfüllt hat, bereits am 1. Januar des
folgenden Jahres den vollen Urlaubsanspruch
für dieses Kalenderjahr. Das gilt selbst dann,
wenn der Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt
seit längerer Zeit arbeitsunfähig ist3.
Auf den erstmals erworbenen Urlaubsan-
spruch muss sich der Arbeitnehmer allerdings
den Urlaub anrechnen lassen, den ihm ein
früherer Arbeitgeber für das laufende Kalen-
derjahr bereits gewährt oder abgegolten hat

2 BAG, Urteil vom 17.1.2006, EzA § 2 BUrlG Nr. 6. 
3 BAG, Urteil vom 12.3.2013, EzA § 7 BUrlG Abgeltung Nr. 23;

Urteil vom 18.3.2003, EzA § 1 BUrlG Nr. 25.
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(§ 6 BUrlG). Hierbei ist eine Anrechnung nur
hinsichtlich des tatsächlich gewährten oder
abgegoltenen Urlaubs zulässig. Der Arbeitgeber
kann den Arbeitnehmer nicht darauf verwei-
sen, er könne gegen den früheren Arbeitgeber
einen weitergehenden Abgeltungsanspruch
geltend machen.
Beispiele:
1. Ein Arbeitnehmer hatte im ersten Arbeits-
verhältnis, das am 30. September endete,
Anspruch auf 36 Werktage Jahresurlaub. Er
erhielt anteiligen Urlaub von neun Monaten in
Höhe von 27 Werktagen. Im zweiten Arbeits-
verhältnis, das am 1. Oktober begann, hat er
Anspruch auf 31 Werktage Jahresurlaub. Er
kann für die restlichen drei Monate des Jahres
anteiligen Urlaub von acht Werktagen verlan-
gen. Der neue Arbeitgeber kann gegenüber die-
sem Urlaubsanspruch nicht einwenden, der
Arbeitnehmer könne von seinem früheren
Arbeitgeber noch neun Werktage Urlaubsabgel-
tung verlangen, weil im früheren Arbeitsver-
hältnis bereits der gesamte Jahresurlaub ent-
standen gewesen sei.
2. Der Arbeitnehmer hatte im ersten Arbeits -
verhältnis, das am 30. September endete, 31
Werk tage Jahresurlaub zu beanspruchen, den er
auch erhielt. Im zweiten Arbeitsverhältnis, das
am 1. Oktober begann, hat er ebenfalls An spruch
auf 31 Werktage Jahresurlaub. In diesem Fall
kann er für das laufende Kalenderjahr vom
zweiten Arbeitgeber keinen Urlaub mehr bean-
spruchen, weil er seinen gesamten Jahresurlaub
bereits von dem ersten Arbeit geber erhalten hat.
Damit der neue Arbeitgeber feststellen kann,
welchen Urlaub und welche Urlaubsabgeltung
der Arbeitnehmer im laufenden Kalenderjahr
erhalten hat, ist jeder Arbeitgeber verpflichtet,
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem
Arbeitnehmer eine Bescheinigung über den im
laufenden Kalenderjahr gewährten oder abge-
goltenen Urlaub auszuhändigen (§ 6 Abs. 2
BUrlG; s. Kapitel B 14 „Abwicklung des Ar -
beitsverhältnisses“, Abschnitt 2; ➞ Formular
einer Urlaubsbescheinigung s. Kapitel B 14).
Kein Arbeitgeberwechsel liegt vor, wenn das
Arbeitsverhältnis durch einen Betriebsüber-
gang nach § 613 a BGB auf einen neuen
Arbeitgeber übergeht, da das Arbeitsverhältnis
fortbesteht.
Wurde ein Arbeitnehmer während eines Kün-
digungsrechtsstreits von seinem Arbeitgeber
nicht beschäftigt und hatte er deshalb bei
einem anderen Arbeitgeber Arbeit aufgenom-

men und Urlaub von diesem erhalten, muss er
sich bei einem Obsiegen in dem Kündigungs-
rechtsstreit auf seinen Urlaubsanspruch gegen
den alten Arbeitgeber den von dem anderen
Arbeitgeber erhaltenen Urlaub anrechnen las-
sen4.
Der Anspruch auf Erholungsurlaub entsteht
auch und geht nicht verloren, wenn der
Arbeitnehmer infolge Krankheit oder aus
anderen Gründen nur eine geringe oder über-
haupt keine Arbeitsleistung im Urlaubsjahr
erbracht hat. Auch derjenige Arbeitnehmer,
der im Urlaubsjahr an keinem einzigen Tag
gearbeitet hat, kann den gesetzlichen Urlaubs-
anspruch geltend machen. Gegenüber diesem
Urlaubsverlangen kann der Arbeitgeber nicht
einwenden, die Geltendmachung des Urlaubs
sei rechtsmissbräuchlich, weil der Arbeitneh-
mer im Urlaubsjahr keine Arbeitsleistung
erbracht habe5. Ebensowenig kann der Arbeit-
geber gegenüber dem Verlangen des Arbeitneh-
mers nach Urlaub oder Urlaubsabgeltung
Rechtsmissbrauch einwenden, wenn der Ar -
beitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber eine
grobe Treupflichtverletzung begangen hat.
Treupflichtverletzungen des Arbeitnehmers
können Unterlassungs- und Schadensersatzan-
sprüche des Arbeitgebers, gegebenenfalls auch
ein Kündigungsrecht auslösen, lassen aber den
Urlaubsanspruch unberührt.
Allerdings verfällt der Urlaub grundsätzlich,
wenn der Ar beit nehmer ihn nicht bis späte-
stens 31. März des Folgejahres genommen hat
(s. Abschnitt 2.6). Nach einer aktuellen Ent-
scheidung steht selbst unbezahlter Sonder -
urlaub dem Entstehen eines gesetzlichen
Urlaubsanspruchs nicht entgegen. Bei unbe-
zahltem Sonderurlaub vom 1.1.2011 bis
30.9.2011 hat das Bundesarbeitsgericht einer
Klage auf Urlaubsabgeltung für 2011 auf der
Grundlage des Verdienstes 2010 stattgegeben6.
Dies sollte bei einer Vereinbarung über unbe-
zahlten Sonderurlaub bedacht werden.

2.3 Urlaubsdauer

2.3.1 Vollurlaub

Jeder Arbeitnehmer hat Anspruch auf minde-
stens 24 Werktage Urlaub jährlich. Als Werk -
tage gelten alle Kalendertage, die nicht Sonn-

Arbeitsrecht Formular-Handbuch
22. Aktualisierungslieferung Dezember 2014

4 BAG, Urteil vom 21.2.2012, FA 2012, S. 125.
5 BAG, Urteil vom 28.1.1982, BB 1982, S. 862.
6 BAG, Urteil v. 6.5.2014, 9 AZR 678/12, Pressemitteilung
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oder gesetzliche Feiertage sind (§ 3 BUrlG).
Wenn die Arbeitszeit eines Arbeitnehmers
nicht auf alle Werktage einer Woche verteilt ist,
was für die meisten Arbeitnehmer zutreffen
dürfte (Fünf-Tage-Woche!), ist der Urlaubs -
anspruch in Arbeitstage umzurechnen7. Hierbei
ist die Gesamtdauer des Urlaubs durch 
die Zahl sechs zu teilen und mit der Zahl 
der Arbeitstage einer Woche zu multiplizie ren8.
Beispiel: Ein Arbeitnehmer arbeitet in der
Fünf-Tage-Woche montags bis freitags. Dann
beträgt sein gesetzlicher Urlaubsanspruch 
24 : 6 x 5 = 20 Arbeitstage.
Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer haben An -
spruch auf Urlaub in gleicher Höhe wie voll-
zeitbeschäftigte Arbeitnehmer. Das gilt unabhän-
gig davon, wieviel Stunden je Arbeitstag sie
arbeiten und ob die Arbeitszeit in unterschiedli-
cher Höhe auf die Arbeitstage verteilt ist. Wenn
Teilzeitbeschäftigte nicht an allen Werktagen
einer Woche arbeiten, ist der Urlaubsanspruch  
– wie bei vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern –
in Arbeitstage umzurechnen. Hierbei ist die
Zahl der Urlaubstage (mindestens also 24 Tage
nach dem BUrlG; zur Regelung nach dem Bun-
desrahmentarifvertrag für Apothekenmitarbeiter
vgl. nachfolgend Ab schnitt 3.4) durch die Zahl
der Werktage des Vergleichszeitraums zu divi-
dieren und mit der Zahl der Arbeitstage im Ver-
gleichszeitraum zu multiplizieren9. Ergeben
sich hierbei Bruchteile von Urlaubstagen, sind
sie entsprechend ihrem Umfang dem Arbeitneh-
mer durch Befreiung von der Arbeitspflicht zu
gewähren10.
Beispiel: Ein 32-jähriger Arbeitnehmer arbeitet
im 4-Wochen-Rhythmus an insgesamt 13
Tagen. Dann beträgt sein Urlaubsanspruch bei-
spielsweise bei 34 Werktagen Urlaub für Voll -
zeit beschäftigte gem. § 11 Abs. 4 Satz 2 BRTV:
34 (Urlaubstage bei Vollbeschäftigung) : 24
(Werktage im Vier-Wochen-Zeitraum) x 13
(Arbeitstage im Vergleichszeitraum) = 18,42
(Arbeitstage Urlaub).
Die geringere Arbeitszeit eines Teilzeitbeschäf-
tigten gegenüber einem Vollzeitbeschäftigten
wirkt sich damit weniger in der Zahl der
Urlaubstage, sondern in erster Linie in der ent-
sprechend geringeren Urlaubsvergütung aus
(s. Abschnitt 2.7).

2.3.2 Teilurlaub

Nur Anspruch auf 1/12 des Jahresurlaubs für
jeden vollen Monat des Bestehens des Arbeits-
verhältnisses (sog. Teilurlaub, § 5 BUrlG) hat
ein Arbeitnehmer,
– wenn er im laufenden Kalenderjahr den

vollen Urlaubsanspruch nicht erwirbt, weil
die Wartezeit von sechs Monaten nicht
erfüllt werden kann (z. B. wenn das Arbeits-
verhältnis erst am 1. August beginnt);

– wenn er im laufenden Kalenderjahr den
vollen Urlaubsanspruch nicht erwirbt, weil
das Arbeitsverhältnis vor Erfüllung der War-
tezeit von sechs Monaten beendet wird (z. B.
wenn das Arbeitsverhältnis nur vom 1. März
bis 31. Juli besteht);

– wenn er zwar die Wartezeit von sechs
Monaten erfüllt hat, aber bereits in der
ersten Hälfte eines Kalenderjahres ausschei-
det. Hierbei scheidet auch derjenige in der
ersten Hälfte eines Kalenderjahres aus, 
dessen Arbeitsverhältnis mit Ablauf des 
30. Juni endet11. Hatte der Arbeitnehmer bei
einem Ausscheiden in der ersten Hälfte
eines Kalenderjahres bereits Urlaub über
den ihm zustehenden Umfang hinaus erhal-
ten, kann das dafür gezahlte Urlaubsentgelt
nicht zurückgefordert werden. Andererseits
kann der Arbeitnehmer für den zuviel
gewährten Urlaub kein Urlaubsentgelt bean-
spruchen, wenn der Arbeitgeber dieses
Urlaubsentgelt noch nicht gezahlt hat12.

Beispiel: Ein langjährig beschäftigter Arbeit-
nehmer hatte am 1. Januar eines Jahres die
sechsmonatige Wartezeit längst erfüllt, sodass
ihm der gesamte Jahresurlaub (24 Werktage)
zustand. Dieser Urlaub wird ihm im Januar
gewährt. Das Arbeitsverhältnis endet am 
30. April. Deshalb steht dem Arbeitnehmer
nach § 5 Abs. 1 Buchst. c BUrlG nur An spruch
auf 4/12 von 24 Werktagen = acht Werktage
Urlaub zu. Gleichwohl darf der Arbeitnehmer
das ihm über den ihm zustehenden Urlaub
hinaus gewährte Urlaubsentgelt (für 24 Werk-
tage) behalten (§ 5 Abs. 3 BUrlG). Daraus
erwächst dem Arbeitnehmer aber im Allgemei-
nen kein besonderer Vorteil; denn im nachfol-
genden Arbeitsverhältnis muss er sich den
bereits gewährten Urlaub für das laufende Jahr
an rechnen lassen (§ 6 Abs. 1 BUrlG; s. Ab -

11 BAG, Urteil vom 16.6.1966, BB 1966, S. 983.
12 BAG, Urteil vom 23.4.1996, EzA § 5 BUrlG Nr. 17.

7 BAG, Urteil vom 30.10.2001, EzA § 3 BUrlG Nr. 23.
8 BAG, Urteil vom 27.1.1987, BB 1987, S. 1672.
9 BAG, Urteil vom 20.6.2000, DB 2001, S. 651.

10 BAG, Urteil vom 26.1.1989, DB 1989, S. 2129.
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schnitt 2.2). Trotz des Rückforderungsverbots
kann ein Urlaubsantrag in der ersten Jahres-
hälfte nicht mit der Begründung abgelehnt
werden, der Urlaub sei noch nicht erarbeitet.
Zulässig ist eine Rückzahlungsvereinbarung
für die den gesetzlichen Urlaubsanspruch
über steigenden Urlaubstage.
Da es bei der Berechnung des Teilurlaubs auf
jeden vollen „Monat“ des Bestehens des
Arbeitsverhältnisses ankommt, ist es unerheb-
lich, wieviele Kalendermonate das Arbeitsver-
hältnis bestanden hat. So hat z. B. auch derje-
nige, dessen Arbeitsverhältnis vom 16. Mai bis
20. Juni eines Jahres bestanden hat, Anspruch
auf 1/12 des Jahresurlaubs, obwohl das
Arbeitsverhältnis keinen vollen Kalendermo-
nat dauerte.
Andererseits entstehen Teilurlaubsansprüche
nur für „volle“ Monate des Bestehens eines
Arbeitsverhältnisses. Auch wenn an einem
Monat nur Tage fehlen, an denen für den
Arbeitnehmer keine Arbeitspflicht bestand,
erwirbt er für diesen Monat keinen Urlaubsan-
spruch13. Dies gilt auch, wenn das Arbeitsver-
hältnis weniger als einen Monat besteht.
Beispiel: Das Arbeitsverhältnis besteht vom
Freitag, dem 1. März, bis Freitag, dem 29. März.
Samstag und Sonntag sind arbeitsfrei. Obwohl
hier der Arbeitnehmer die gesamte Arbeitslei-
stung für den Monat März erbracht hat, bestand
das Arbeitsverhältnis jedoch nicht für einen
vollen Monat, sodass der Arbeit nehmer über-
haupt keinen Urlaubsanspruch erwarb.
Entstehen bei der Berechnung des Urlaubs
Bruchteile von Urlaubstagen, so sind Bruchtei-
le von Urlaubstagen, die mindestens einen hal-
ben Tag ergeben, auf volle Urlaubstage aufzu-
runden, z. B. 1/12 von 20 Arbeitstagen = 1 2/3
Arbeitstage = 2 Arbeitstage (§ 5 Abs. 2 BUrlG).
Hingegen sind Bruchteile, die weniger als
einen halben Tag ergeben, nicht abzurunden,
sondern entsprechend ihrem Umfang zu ge-
währen, z. B. 2/12 von 20 Arbeitstagen = 3 1/3
Arbeitstage14.
Keine Kürzung des Urlaubsanspruchs findet
statt, wenn der Arbeitnehmer die Wartezeit
erfüllt hat und erst in der 2. Hälfte des Kalen-
derjahres aus dem Arbeitsverhältnis ausschei-
det. Das folgt aus einem Umkehrschluss zu § 5
Abs. 1 Buchst. c BUrlG: „Kürzung bei Aus-
scheiden in der 1. Hälfte des Kalenderjahres“.

2.4 Urlaubserteilung

Der Urlaub wird vom Arbeitgeber zeitlich 
festgelegt. Hierbei hat der Arbeitgeber die
Urlaubswünsche des Arbeitnehmers zu be-
rück sichtigen, wenn nicht dringende be trieb -
liche Belange oder die Urlaubswünsche ande-
rer Arbeitnehmer, die unter sozialen Gesichts-
punkten den Vorrang verdienen, dem entge-
genstehen. Ohne Rücksicht auf betriebliche
Belange oder die Urlaubswünsche anderer
Arbeitnehmer hat ein Arbeitnehmer Anspruch
auf Gewährung von Urlaub, wenn er dies im
Anschluss an eine Maßnahme der medizini-
schen Vorsorge oder Rehabilitation (z.B. Kur)
verlangt (§ 7 Abs. 1 BUrlG). Der Arbeitnehmer
kann auch dann – im Übertragungszeitraum (s.
Abschnitt 2.6.2) – Urlaub verlangen, wenn er
im gesamten Urlaubsjahr krankheitsbedingt an
seiner Arbeitsleistung verhindert war15. Der
Arbeitnehmer ist nicht berechtigt, ohne Ein-
verständnis des Arbeitgebers sich selbst
Urlaub zu nehmen. Nimmt er trotzdem eigen-
mächtig Urlaub, stellt dies in der Regel einen
Kündigungsgrund dar16, der auch eine außer-
ordentliche (fristlose) Kündigung rechtfertigen
kann17.
Da der Arbeitgeber die Urlaubswünsche des
Arbeitnehmers zu berücksichtigen hat, muss er
sich vor der Festlegung des Urlaubs zunächst
nach den Urlaubswünschen des Arbeitneh-
mers erkundigen. Insofern empfiehlt sich die
Ausgabe einer Urlaubsliste, in die jeder Mitar-
beiter seinen Urlaubswunsch eintragen kann.
Erst wenn die Urlaubswünsche sämtlicher
Mitarbeiter feststehen, wird der Arbeitgeber
auch beurteilen können, ob dringende betrieb-
liche Belange oder die Urlaubswünsche ande-
rer Arbeitnehmer einem Urlaubswunsch ent -
gegenstehen.
Dringende betriebliche Belange kommen nur
dann in Betracht, wenn die Berücksichtigung
der Urlaubswünsche des Arbeitnehmers zu
einer erheblichen betriebswirtschaftlichen
Erschwerung führen würde18, d. h. wenn der
Betrieb ohne die Anwesenheit des Arbeitneh-
mers nicht sachgerecht oder ordnungsgemäß
geführt werden könnte.

Arbeitsrecht Formular-Handbuch
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13 BAG, Urteil vom 26.1.1989, DB 1989, S. 2129.
14 BAG, Urteil vom 26.1.1989, DB 1989, S. 2129.

15 BAG, Urteil vom 18.3.2003, EzA § 1 BUrlG Nr. 25.
16 BAG, Urteil vom 25.2.1983, DB 1983, S. 1605.
17 Vgl. BAG, Urteil vom 22.1.1998, DB 1998, S. 1290; 

BAG, Urteil vom 20.1.1994, DB 1994, S. 1042.
18 Bachmann, GK-BUrlG, 5. Aufl. 1992, § 7 Rdnr. 14.
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Beispiel: Der einzige approbierte Mitarbeiter
beantragt Urlaub für einen Zeitraum, für den
der Apothekeninhaber schon seit längerer Zeit
einen Auslandsaufenthalt gebucht hat.
Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer ste-
hen einem Urlaubswunsch dann entgegen,
wenn bei Erfüllung sämtlicher Urlaubswün-
sche der Betrieb nicht sachgerecht oder ord-
nungsgemäß geführt werden könnte.
Beispiel: Von vier Apothekenmitarbeitern wol-
len drei gleichzeitig Urlaub nehmen.
In diesem Fall sind die sozialen Interessen der
betroffenen Arbeitnehmer gegeneinander ab -
zuwägen. In Betracht kommen insoweit die
Schulferien schulpflichtiger Kinder, der Ur -
laub anderer Familienangehöriger, die Dauer
der Betriebszugehörigkeit, das Alter des
Arbeitnehmers sowie die Urlaubsregelung in
den vorangegangenen Jahren. Der Arbeitgeber
hat dann im Einzelfall zu prüfen, welcher Ur -
laubswunsch nach sozialen Gesichtspunkten
den Vorzug verdient. Gegenüber den übrigen
Arbeitnehmern, deren Anwesenheit für einen
ordnungsgemäßen Betriebsablauf erforderlich
ist, kann der Arbeitgeber die Urlaubserteilung
zu dem gewünschten Termin ab lehnen.
Keine grundsätzlichen Besonderheiten beste-
hen für die Urlaubserteilung während der
Kündigungsfrist. Da der Urlaub grundsätzlich
Vorrang vor der Urlaubsabgeltung hat, darf der
Arbeitgeber Urlaubswünsche eines Arbeitneh-
mers während der Kündigungsfrist nur ableh-
nen, wenn der Urlaubserteilung dringende
betriebliche Belange entgegenstehen, z. B.
wenn der Mitarbeiter während der Kündi-
gungsfrist unentbehrlich ist, weil die Arbeits-
kollegen wegen Krankheit oder Urlaub ausge-
fallen sind19.
Soweit der Arbeitnehmer keinen abweichenden
Wunsch äußert, kann der Arbeitgeber die zeitli-
che Lage des Urlaubs so festlegen, dass der
Urlaub in die Kündigungsfrist fällt20. Hierbei ist
es erforderlich, dass der Arbeitgeber hinrei-
chend erkennbar macht, er befreie den Arbeit-
nehmer von der Arbeitspflicht, um den Urlaubs -
anspruch zu erfüllen21. Auch wenn eine tarifli-
che Regelung – wie der BRTV für Apotheken-
mitarbeiter – eine längere Urlaubsdauer als das
Bundesurlaubsgesetz vorsieht, bringt der
Arbeitgeber mit der Freistellung des Arbeitneh-

mers von der Arbeitspflicht zur Erfüllung des
Urlaubsanspruchs grundsätzlich auch ohne aus-
drückliche oder konkludente Tilgungsbestim-
mung beide Ansprüche vollständig oder teil-
weise zum Erlöschen22. Eine bloße Freistellung
von der Arbeit genügt nicht. Dies gilt auch für
eine in einem Aufhebungsvertrag vereinbarte
Freistellung bis zur Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses23. Stellt der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer nach Ausspruch einer ordentlichen
Kündigung für die Dauer der Kündigungsfrist
unter Anrechnung bestehender Urlaubsan-
sprüche von der Arbeit frei und bittet er den
Arbeitnehmer zugleich, ihm die Höhe des
während der Freistellung erzielten Verdienstes
mitzuteilen, überlässt er dem Ar beitnehmer die
zeitliche Festlegung der Ur laubszeit und gerät
während der verbleibenden Zeit gemäß § 293
BGB in Annahmeverzug24. Behält sich der
Arbeitgeber bei der Urlaubserteilung den
Widerruf vor, fehlt die zur Erfüllung des
Urlaubsanspruchs notwendige Freistellungser-
klärung, weil der (gesetzliche) Urlaub nur unwi-
derruflich erteilt werden kann25.
Widerspricht der Arbeitnehmer der Urlaubsge-
währung, ist dies allein noch keine Äußerung
eines Urlaubswunsches, die den Arbeitgeber
verpflichten könnte, von der beabsichtigten
Urlaubsgewährung abzusehen26. Äußert der
Arbeitnehmer aber einen konkreten Urlaubs-
wunsch für die Zeit nach Beendigung des
Arbeitsverhältnisses, weil er z. B. schon eine
Reise gebucht hat, hat der Arbeitgeber von
einer Urlaubserteilung in der Kündigungsfrist
grundsätzlich abzusehen.
Steht dem Arbeitnehmer allerdings mehr
Urlaub als der gesetzliche Urlaub zu, können
die Parteien für den den gesetzlichen Urlaub
übersteigenden Urlaubsanteil von vornherein
vereinbaren, dass er ohne Berücksichtigung
entgegenstehender Wünsche des Arbeitneh-
mers während der Dauer der Kündigungsfrist
zu gewähren ist27.
Umstritten ist, ob der Arbeitgeber nach der
Festsetzung des Urlaubstermins den Urlaub
vor dessen Antritt aus bestimmten Gründen
widerrufen oder gar nach Beginn des Urlaubs

22 BAG, Urteil vom 16.10.2012; EzA § 4 TVG Altersteilzeit Nr. 38.
23 Vgl. BAG, Urteil vom 9.6.1998, EzA § 7 BUrlG Nr. 106.
24 BAG, Urteil vom 6.9.2006, EzA § 615 BGB 2002 Nr. 16.
25 BAG, Urteil vom 19.5.2009, EzA § 7 BUrlG Nr. 121.
26 BAG, Urteil vom 22.9.1992, BB 1993, S. 76.
27 BAG, Urteil vom 22.9.1992, BB 1993, S. 76.

19 Vgl. Bachmann, a.a.O., § 7 Rdnr. 25.
20 BAG, Urteil vom 14.8.2007, EzA § 7 BUrlG Nr. 119.
21 BAG, Urteil vom 14.3.2006, EzA § 7 BUrlG Nr. 117.
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den Arbeitnehmer aus dem Urlaub zurückru-
fen kann. Die Frage ist zu verneinen. Durch
die Urlaubsgewährung werden die Arbeits-
pflichten des Arbeitnehmers für die Dauer des
festgesetzten Urlaubs suspendiert (Freistellung
von der Arbeit). Sie können durch den Arbeit-
geber nicht einseitig wiederhergestellt wer-
den28. Der Arbeitgeber, der z. B. wegen des
plötzlichen Ausfalls anderer Mitarbeiter den
Antritt eines bereits genehmigten Urlaubs ver-
hindern will, kann lediglich versuchen, mit
dem Arbeitnehmer eine einvernehmliche
Regelung zu erreichen. Um gekehrt kann ein
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber nicht verlan-
gen, einen einmal zeitlich festgelegten Urlaub
zu verschieben, auch wenn z. B. eine Apothe-
kenmitarbeiterin nach der zeitlichen Festle-
gung des Urlaubs schwanger wird und für die
vorgesehene Urlaubszeit ihre Beschäftigung
nach dem Mutterschutzgesetz verboten ist29.
Eine Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer, einen bereits festgesetzten
Urlaub aufzuheben oder zeitlich zu verschie-
ben, ist zulässig und wirksam30. Hingegen ist
eine Vereinbarung unwirksam, in der sich der
Arbeitnehmer verpflichtet, seinen Urlaub bei
betrieblichen Schwierigkeiten auf Anforderung
des Arbeitgebers abzubrechen und die Arbeit
wieder aufzunehmen. Eine solche Vereinba-
rung verstößt gegen § 13 Abs. 1 BUrlG, weil sie
den Arbeitnehmer für die Dauer der Urlaubs -
freistellung entgegen § 1 BUrlG nicht uneinge-
schränkt von seiner Arbeitspflicht befreit31.
Dies gilt jedoch nur für den gesetzlichen
Urlaub. Für Urlaubstage, die über den gesetzli-
chen Urlaub hinausgehen, kann die angeführte
Vereinbarung getroffen werden.

Hinweis: Eine Abweichung von der gesetzli-
chen Regelung für übergesetzliche Urlaubsan-
sprüche muss eindeutig vereinbart werden. Es
müssen deutliche Anhaltspunkte für einen
 entsprechenden Regelungswillen bestehen31a.
Ob § 11 Abs. 9 BRTV ein Widerrufsrecht des
Arbeitgebers für den über den gesetzlichen
Urlaub hinausgehenden tariflichen Urlaubs -

anspruch einräumt, erscheint zweifelhaft. Es
ist davon auszugehen, dass nur eine Kosten -
regelung getroffen ist für den Fall, dass durch
eine einvernehmliche Unterbrechung oder
Ver  schiebung Mehrkosten entstehen (s. Ab -
schnitt 3.5).

2.5 Zusammenhängender Urlaub

§ 7 Abs. 2 Satz 1 BUrlG schreibt als Grundsatz
vor, dass der Urlaub zusammenhängend zu
gewähren ist, es sei denn, dass dringende
betriebliche oder in der Person des Arbeitneh-
mers liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs
erforderlich machen. Die Gewährung des gesam-
ten Jahresurlaubs in einem Block ist in der Pra-
xis die Ausnahme, zumal in den meisten Betrie-
ben den Arbeitnehmern ein Urlaubsanspruch in
Höhe von fünf bis sechs Wochen zusteht. In die-
sen Fällen dürften oft betriebliche Gründe oder
persönliche Urlaubswünsche des Arbeitnehmers
einer so lange zusammenhängenden Urlaubs-
dauer entgegenstehen. Stehen aber keine
betrieblichen oder persönlichen Gründe einer
zusammenhängenden Urlaubserteilung entge-
gen, muss der Urlaub zusammenhängend
gewährt werden. Eine nur teilweise Urlaubsge-
währung ist dann keine ordnungsgemäße Erfül-
lung des Urlaubsanspruchs, sodass der Arbeit-
nehmer die Nachgewährung des gesamten
Urlaubs im Zusammenhang verlangen kann.
Kommt es aus dringenden betrieblichen oder
in der Person des Arbeitnehmers liegenden
Gründen zu einer Stückelung des Urlaubs,
muss nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BUrlG einer der
Urlaubsteile mindestens zwölf Werktage, d.h.
in jedem Fall zwei Wochen, umfassen. Nach
§ 13 Abs. 1 S. 3 BUrlG kann bei dringenden
betrieblichen oder in der Person des Arbeit-
nehmers liegenden Gründen vereinbart wer-
den, dass keiner der Urlaubsteile mindestens
12 Werktage umfasst. Hiervon sollte jedoch
kein Gebrauch gemacht werden, da die Auftei-
lung des Urlaubs in kleine Bruchteile dem
Erholungszweck widerspricht.

2.6 Geltendmachung des Urlaubs

2.6.1 Grundsatz

Auch wenn der Arbeitgeber die zeitliche Lage
des Urlaubs festzulegen hat, ist es doch Sache
des Arbeitnehmers, seine Urlaubsansprüche
recht zeitig geltend zu machen. Der Apotheken-
inhaber ist weder verpflichtet, von sich aus
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28 Ebenso: Leinemann, in: Münchener Handbuch zum 
Arbeitsrecht, § 87 Rdnr. 80; vgl. aber auch BAG, Urteil 
vom 19.12.1991, AuR 1992, S. 221.

29 BAG, Urteil vom 9.8.1994, NZA 1995, S. 174.
30 Leinemann, a.a.O., § 87 Rdnr. 80.
31 BAG, Urteil vom 20.6.2000, DB 2000, S. 2327.
31a BAG, Urteil vom 23.10.2010, NZA 2010, S. 810 (Rdnr. 37).
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den Urlaub seiner Mitarbeiter festzulegen,
noch braucht er sie aufzufordern, Urlaub zu
beantragen, auch wenn sich in der Praxis die
Auslegung einer Urlaubsliste empfehlen mag
(s. Abschnitt 2.4).
Grundsätzlich muss der Arbeitnehmer seine Ur -
laubs ansprüche so rechtzeitig geltend machen,
dass der gesamte Urlaub noch bis zum Ende des
laufenden Kalenderjahres abgewickelt werden
kann. Das gilt auch, wenn der Arbeitgeber das
Arbeitsverhältnis gekündigt hat und wegen der
Wirksamkeit der Kündigung ein Kündigungs-
rechtsstreit geführt wird. In der Erhebung einer
Kündigungsschutzklage liegt regelmäßig nicht
die Geltendmachung von Urlaubs- oder Urlaubs-
abgeltungsansprüchen32. 
Versäumt der Arbeitnehmer die rechtzeitige Gel-
tendmachung, verfallen die Urlaubsansprüche
am Ende des Kalenderjahres ersatzlos33. Macht
der Arbeitnehmer seine Urlaubsansprüche so
spät geltend, dass ihm nur noch ein Teil des
Urlaubs bis zum Ende des Kalenderjahres
gewährt werden kann, verfällt der Rest.
Beispiel: Der Arbeitnehmer macht am
19.12.2011 seinen Jahresurlaub von 24 Werk -
tagen = 20 Arbeitstagen geltend. Vom Zeit-
punkt der Geltendmachung an stehen im Jahre
2011 nur noch acht Arbeitstage (20. – 23.12.,
27.– 30.12.) zur Verfügung. Für diese acht
Arbeits tage muss der Arbeitgeber Urlaub ge -
währen. Der Resturlaub von zwölf Arbeits tagen
verfällt am 31. 12. 2011.
Macht der Arbeitnehmer den Urlaub rechtzeitig
geltend und gewährt der Arbeitgeber den
Urlaub nicht, obwohl ihm dies möglich ist, hin-
dert dies zwar nicht den Verfall des Urlaubs am
Ende des Urlaubsjahres, aber an die Stelle des
verfallenden Urlaubs tritt als Schadensersatzan-
spruch ein Urlaubsanspruch in gleicher Höhe34.
Kann dieser Urlaubsersatzanspruch wegen
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr
gewährt werden, ist der Arbeitnehmer in Geld
zu entschädigen. Hierbei kommt es nicht darauf
an, ob der Arbeitnehmer im laufenden Kalender-
jahr nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
den Urlaub überhaupt noch hätte antreten kön-
nen oder etwa ununterbrochen arbeitsunfähig ist
(vgl. auch Abschnitt 2.8).

2.6.2 Übertragung auf 
das nächste Kalenderjahr

Ausnahmsweise darf der Urlaub noch bis späte-
stens 31. März des folgenden Jahres geltend
gemacht werden, wenn dringende betriebliche
oder in der Person des Arbeitnehmers liegende
Gründe eine Übertragung des Urlaubs auf das
nächste Kalenderjahr rechtfertigen (vgl. § 7 Abs.
3 Satz 2 BUrlG). Dringende betriebliche Gründe,
die einer Urlaubsgewährung im laufenden
Kalenderjahr entgegenstehen, liegen vor, wenn
es bei einer Urlaubsgewährung zu einer erhebli-
chen Störung des Betriebsablaufs käme, z. B.
krankheitsbedingte Ausfälle anderer Arbeitneh-
mer, Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer,
die unter sozialen Gesichtspunkten den Vorrang
verdienen. In der Person des Arbeitnehmers lie-
gende Gründe sind z. B. bei krankheitsbedingter
Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers oder
Erkrankungen von in Hausgemeinschaft leben-
den nahen Angehörigen gegeben. Keine dringen-
den betrieblichen oder in der Person des Arbeit-
nehmers liegenden Gründe sind gegeben, wenn
ungewiss ist, ob das Arbeitsverhältnis im
Urlaubsjahr fortbestanden hat, z. B. wenn der
Apothekeninhaber das Arbeitsverhältnis gekün-
digt und der Apothekenmitarbeiter hiergegen
Kündigungsschutzklage erhoben hat. Auch in
diesem Fall muss der Apothekenmitarbeiter
seine Urlaubsansprüche im laufenden Urlaubs-
jahr geltend machen, weil in der Erhebung der
Kündigungsschutzklage allein noch nicht die
Geltendmachung von Urlaubsansprüchen liegt35. 
Liegen dringende betriebliche oder persönliche
Gründe vor, wird der Urlaub automatisch auf
das nächste Kalenderjahr übertragen. Es bedarf
hierzu weder einer Geltendmachung der Über-
tragung durch den Arbeitnehmer noch einer
Übertragungshandlung des Arbeitgebers. Im
Streit fall muss jedoch der Arbeitnehmer, der
den Arbeitgeber auf Urlaubserteilung verklagt,
dar legen und gegebenenfalls beweisen, welche
Gründe für die Übertragung des Urlaubs vor -
lagen. Gelingt ihm die Darlegung und notfalls
der Beweis eines gesetzlichen Übertragungs-
grundes nicht, ist seine Klage auf Urlaubser -
teilung im Übertragungszeitraum abzuweisen.
Ist der Urlaub aus dringenden betrieblichen oder
persönlichen Gründen übertragen, muss er im

35 BAG, Urteil vom 18.9.2001, EzA § 7 BUrlG Nr. 109.

32 BAG, Urteil vom 21.2.2012, NZA 2012, S. 750 (Rdnr. 24).
33 BAG, Urteil vom 18.9.2001, EzA § 7 BUrlG Nr. 109.
34 BAG, Urteil vom 14.5.2013, EzA § 7 BUrlG Nr. 131; BAG,

Urteil vom 7.11.1985, DB 1986, S. 973.
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nächsten Kalenderjahr so rechtzeitig geltend
gemacht werden, dass er bis zum 31. März abge-
wickelt werden kann. Gegenüber der Geltend-
machung des übertragenen Urlaubs kann der
Arbeitgeber nicht einwenden, der Urlaubsge-
währung ständen dringende betriebliche oder in
der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe
entgegen. Dieser Einwand ist nur gegenüber dem
Urlaubsanspruch für das laufende Kalenderjahr
zulässig36.
Macht der Arbeitnehmer den übertragenen
Urlaub nicht rechtzeitig vor dem 31. März gel-
tend, verfällt der Urlaubsanspruch grundsätz-
lich mit Ablauf des 31. März ersatzlos. Dies
gilt jedoch nicht, wenn der Arbeitnehmer in -
folge krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit
überhaupt nicht in der Lage ist, den Urlaub 
bis zum Ablauf des Übertragungszeitraums
(31. März) zu nehmen. In diesem Fall ist der
Urlaubsanspruch auf das nächste Urlaubsjahr
zu übertragen37.
Dieser Urlaubsanspruch tritt zu dem im Folge-
jahr entstandenen Urlaubsanspruch hinzu und
unterfällt damit erneut dem Fristenregime des
§ 7 Abs. 3 BUrlG. Wird der Arbeitnehmer
daher nach dem 31.3. im Folgejahr wieder
arbeitsfähig, ist der Urlaub innerhalb des
Kalenderjahres zu nehmen, es sei denn, es
liegt ein Übertragungsgrund nach § 7 Abs. 3
Satz 2 BUrlG vor. Der Anspruch geht jedoch
auch bei fortbestehender Arbeitsunfähigkeit
nach Ablauf eines Übertragungszeitraums von
15 Monaten nach dem Ende des Urlaubsjahres
unter38. Endet das Arbeitsverhältnis innerhalb
dieses Zeitraums, ist der Urlaubsanspruch
auch dann abzugelten, wenn der Arbeitnehmer
seine Arbeitsfähigkeit nicht wiedererlangt hat.
Soweit der Urlaubsanspruch über den gesetzli-
chen Urlaubsanspruch hinausgeht, können die
Parteien vereinbaren, dass dieser Teil des
Urlaubs mit Ablauf des Übertragungszeit-
raums (31. März) auch dann verfällt, wenn er
wegen fortdauernder Arbeitsunfähigkeit nicht
genommen werden kann. Für einen solchen
Regelungswillen, der zwischen gesetzlichen
und übergesetzlichen Ansprüchen unterschei-

det, müssen im Einzelfall deutliche Anhalts-
punkte bestehen39.
Beispiel: Die Parteien haben einen Urlaubsan-
spruch von 36 Werktagen vereinbart. In die-
sem Fall können sie vereinbaren, dass bei
Urlaubserteilung zunächst der gesetzliche
Urlaubsanspruch (24 Werktage) in Anspruch
genommen wird und am 31. März des folgen-
den Jahres über den gesetzlichen Urlaubs -
anspruch hinausgehende nicht genommene
Urlaubstage verfallen, auch wenn der Urlaub
wegen fortdauernder Arbeitsunfähigkeit nicht
genommen werden konnte.
Auch wenn der Arbeitnehmer den übertra-
genen Urlaubsanspruch rechtzeitig vor dem
31. März geltend gemacht hat und den Urlaub
auch noch bis 31. März hätte nehmen können,
der Arbeitgeber aber keinen Urlaub erteilt,
verfällt der Urlaubsanspruch. In diesem Fall
tritt jedoch mit Ablauf des 31. März an die
Stelle des verfallenen Urlaubs als Schadenser-
satzanspruch ein Urlaubsanspruch in gleicher
Höhe.
Ausnahmsweise geht der Urlaub auf Verlangen
des Arbeitnehmers ohne zeitliche Beschrän-
kung auf das nächste Kalenderjahr über, wenn
der Arbeitnehmer im laufenden Kalenderjahr
nicht mehr die Wartezeit von sechs Monaten
erfüllen kann und deshalb nur einen
Anspruch auf Teilurlaub erwirbt (§ 7 Abs. 3
Satz 4 BUrlG), z. B. wenn das Arbeitsverhältnis
erst am 1. Oktober begonnen hat. Vorausset-
zung für die Übertragung des Urlaubs ist in
diesem Fall, dass der Arbeitnehmer vor dem
Ende des Kalenderjahres gegenüber dem
Arbeitgeber die Übertragung verlangt. Dafür
reicht jede Handlung des Arbeitnehmers aus,
mit der er für den Arbeitgeber deutlich macht,
den Teilurlaub erst im nächsten Jahr nehmen
zu wollen. Nicht ausreichend ist es, dass der
Arbeitnehmer im Urlaubsjahr darauf verzich-
tet, einen Urlaubsantrag zu stellen40. Eine Zu -
stimmung des Arbeitgebers zur Übertragung ist
nicht erforderlich. Wird die Erklärung des
Arbeitnehmers rechtzeitig abgegeben, kann der
somit übertragene Urlaub noch im gesamten
folgenden Kalenderjahr genommen werden.
Verlangt der Arbeitnehmer nicht oder nicht
rechtzeitig die Übertragung, kann der Teilur-
laubsanspruch entsprechend der Regel des § 7
Abs. 3 Satz 2 BUrlG nur dann automatisch
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36 Vgl. Leinemann, a.a.O., § 87 Rdnr. 44.
37 Vgl. BAG, Urteil vom 4.5.2010, EzA § 7 BUrlG Abgeltung

Nr. 17; Urteil vom 24.3.2009, EzA § 7 BUrlG Abgeltung Nr. 15,
im Anschluss an das Urteil des EuGH vom 20.1.2009, EzA
EG-Vertrag 1999 Richtlinie 2003/88 Nr. 1, unter Aufgabe der
bisherigen Rechtsprechung.

38 BAG, Urteil vom 7.8.2012, NZA 2012, S. 1216 (Rdnr. 32 ff.).

39 BAG, Urteil vom 4.5.2010, EzA § 7 BUrlG Abgeltung Nr. 17.
40 BAG, Urteil vom 29.7.2003, EzA § 7 BUrlG Nr. 111.
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übertragen werden, wenn der Teilurlaubsge-
währung im laufenden Kalenderjahr dringende
betriebliche oder in der Person des Arbeitneh-
mers liegende Gründe entgegenstehen. In die-
sem Fall muss der Teilurlaub grundsätzlich bis
spätestens 31. März des Folgejahres gewährt
und genommen werden41.
Darüber hinaus steht es den Parteien des
Arbeitsvertrags (Apothekeninhaber und Mitar-
beiter) frei zu vereinbaren, dass der Mitarbeiter
den Urlaub ohne Rücksicht auf das Bestehen
gesetzlicher Übertragungsgründe während des
gesamten folgenden Kalenderjahres beanspru-
chen kann. Eine solche Übertragungsregelung
ist wirksam und kann auch Gegenstand einer
betrieblichen Übung sein42.

2.7 Urlaubsvergütung

Der Arbeitnehmer hat während seines Urlaubs
Anspruch auf Fortzahlung der Arbeitsvergü-
tung. Die Arbeitsvergütung bemisst sich hier-
bei nach dem durchschnittlichen Arbeitsver-
dienst – mit Ausnahme der Überstundenver-
gütung! –, das der Arbeitnehmer in den letzten
13 Wochen vor Urlaubsbeginn erhalten hat 
(§ 11 BUrlG). Das heißt: Es ist auf die letzten
abgerechneten oder noch abzurechnenden 13
Wochen (drei Monate) abzustellen. Für einen
Angestellten mit Monatsgehalt bedeutet dies
z. B., dass bei einem Urlaub vom 12. – 20. Juni
die letzten drei abgerechneten Monate (März,
April, Mai) maßgebend sind.
Die Bestimmung über die Bemessung des
Urlaubsentgelts hat in erster Linie Bedeutung
für solche Arbeitnehmer, deren Vergütung in
den letzten 13 abgerechneten Wochen vor
Urlaubsbeginn nicht gleichbleibend hoch war.
Zu dem Arbeitsverdienst der letzten 13 Wo -
chen zählen auch Vergütungen für Bereit -
schafts dienst und Rufbereitschaft43 sowie
Zula gen aller Art, z. B. Zeitzuschläge für
Nacht arbeit44, nicht jedoch Überstunden- bzw.
Mehrarbeitszuschläge.
Unberücksichtigt bleiben – wie erwähnt – für
Überstunden gezahlte Vergütungen, ferner Ent -
schä digungen für Aufwand, der während des
Urlaubs nicht anfällt, Spesenzahlungen45, so -
wie Gewinnbeteiligungen, Umsatzprovisionen

und Gratifikationen, die für das gesamte Jahr
gezahlt werden46 sowie einmalige tarifliche
Ausgleichsleistungen, nicht jedoch laufende
Provisionsleistungen47. Der so ermittelte Ar -
beits ver dienst je Arbeitsstunde ist für die im
Urlaubszeitraum ausfallende Arbeitszeit fort-
zuzahlen; insoweit sind auch die Überstunden
einzubeziehen, die der Apothekenmitarbeiter
im Urlaubszeitraum hätte leisten müssen, falls
er nicht (wegen des Urlaubs) von der Arbeit
freigestellt gewesen wäre. Somit sind alle im
Urlaubszeitraum ausfallenden Arbeitsstunden
einschließlich der Überstunden (Zeitfaktor)
mit dem – vergangenheitsbezogenen – ermit-
telten Ar beits verdienst je Arbeitsstunde (Geld-
faktor) zu vergüten48. 
Die Urlaubsvergütung für Teilzeitbeschäftigte
ist nach den gleichen Grundsätzen zu berech-
nen. Bei Teilzeitbeschäftigten mit wechseln-
den Arbeitszeiten ist somit die durchschnittli-
che Stundenvergütung für die im Bezugszeit-
raum (letzte abgerechnete oder abzurechnende
13 Wochen vor Beginn des Urlaubs) geleistete
Arbeit zu ermitteln (Geldfaktor). Dieser Geld-
faktor ist mit der Anzahl der Stunden zu mul-
tiplizieren, die während des Urlaubs ausfallen
(Zeitfaktor).
Beispiel: Eine Arbeitnehmerin arbeitet im
Wechsel 12 und 18 Stunden wöchentlich ge gen
eine Monatsvergütung von 1.000 € . In den letz-
ten 13 abgerechneten Wochen (drei Monate) vor
Beginn eines einwöchigen Urlaubs hat sie 7 mal
18 Stunden und 6 mal 12 Stunden gearbei tet,
das sind insgesamt 198 Stunden. Bei einem
Monatsgehalt von 1.000 € beträgt die Vergütung
für 13 Wochen (drei Monate) 3.000 € . Die Stun-
denvergütung betrug danach im Bezugszeit-
raum 3.000 : 198 = 15,15 €. Für die Urlaubswo-
che kann sie daher 181,80 € beanspruchen,
wenn sie zwölf Stunden hätte arbeiten müssen,
bzw. 272,70 € , wenn sie 18 Stunden hätte
arbeiten müssen. Hatte die Arbeitnehmerin in
den letzten 13 abgerechneten Wochen vor
Beginn des einwöchigen Urlaubs 7 mal 12 Stun-
den und 6 mal 18 Stunden gearbeitet, waren
dies insgesamt 192 Stunden. Bei einer Gesamt-
vergütung von 3.000 € im Bezugs  zeitraum
betrug die Stundenvergütung danach 3.000 :
192 = 15,63 € . Für die Urlaubswoche kann sie
daher 187,56 € beanspruchen, wenn sie 12

46 BAG, Urteil vom 24.10.1989, DB 1990, S. 1040.
47 BAG, Urteil vom 11.4.2000, DB 2000, S. 2531.
48 BAG, Urteil vom 12.12.2001, EzA § 612 BGB Nr. 24; BAG,

Urteil vom 9.11.1999, EzA § 11 BUrlG Nr. 44.

41 Vgl. Leinemann, a.a.O., § 87 Rdnr. 93.
42 BAG, Urteil vom 21.6.2005, EzA § 7 BUrlG Nr. 114.
43 BAG, Urteil vom 24.10.2000, BB 2001, S. 735.
44 BAG, Urteil vom 12.1.1989, BB 1989, S. 1698.
45 BAG, Urteil vom 12.12.2001, EzA § 612 BGB Nr. 24.
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Stunden hätte arbeiten müssen, bzw.  281,34 € ,
wenn sie 18 Stunden hätte arbeiten müssen.
Ändert sich bei einem Beschäftigten die
wöchentliche Arbeitszeit, so ist bei der
Berechnung der Urlaubsdauer nach der bishe-
rigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts immer die im Zeitpunkt der Urlaubsge-
währung geltende wöchentliche Arbeitszeit
zugrunde zu legen49. Als Folge von 2 Entschei-
dungen des EuGH50 wird das Bundesarbeitsge-
richt seine Rechtsprechung ändern müssen,
weil es zusammengefasst unionsrechtlich
unzulässig ist, dem Arbeitnehmer das Äquiva-
lent (Urlaubsdauer und Urlaubsvergütung) des
in der Vollzeitphase erarbeiteten Urlaubs zu
entziehen.
Sind während der letzten 13 Wochen vor
Beginn des Urlaubs oder während des Urlaubs
nicht nur vorübergehende Verdiensterhöhun-
gen eingetreten, so ist bei der Berechnung der
Urlaubsvergütung der erhöhte Verdienst zu -
grunde zu legen (§ 11 Abs. 1 Satz 2 BUrlG),
z. B. bei einer Tariflohnerhöhung oder Ände-
rung der Gehaltsgruppe oder -stufe. Um eine
Verdiensterhöhung handelt es sich auch, wenn
sie infolge der Änderung des Arbeitsverhält-
nisses von einem Teilzeit- zu einem Vollzeit -
arbeitsverhältnis oder infolge Übergangs von
einem Ausbildungs- in ein Arbeitsverhältnis
eingetreten ist.
War in den letzten 13 Wochen vor Beginn des
Urlaubs regelmäßige Arbeitszeit ausgefallen
infolge von Kurzarbeit, aus betrieblichen Grün -
den oder wegen unverschuldeter Arbeitsver-
säumnis, so sind Verdienstkürzungen, die in -
folge des Arbeitsausfalls eingetreten sind, bei
der Berechnung der Urlaubsvergütung nicht zu
berücksichtigen (§ 11 Abs. 1 Satz 3 BUrlG).
Unverschuldete Arbeitsversäumnis liegt z. B.
vor, wenn die Arbeit infolge Krankheit des
Arbeitnehmers, wegen eines Kur- oder Heilver-
fahrens, wegen der Wahrnehmung staatsbürger-
licher Pflichten (Vorladung als Zeuge, Tätigkeit
als ehrenamtlicher Richter usw.) oder wegen
der Vereinbarung unbezahlter Freizeit aus per-
sönlichen Gründen (Betreuung eines erkrank-
ten Familienmitglieds, Teilnahme an einer aus-
wärtigen Sportveranstaltung usw.) ausfällt.
Verdienstkürzungen wegen verschuldeter
Arbeitsversäumnis führen zu einer Minderung
des Urlaubsentgelts. Verschuldetes Arbeitsver-
säumnis liegt z. B. vor bei Bummeltagen, 
Verbüßung von Freiheitsstrafen, selbstver -
schul deten Sport- oder Arbeitsunfällen, infol-

ge Trunkenheit des Arbeitnehmers verursach-
ten Verkehrsunfällen.
Beispiel: Ein Arbeitnehmer erzielt ein Monats-
gehalt von 2.000 € . Wegen eines durch Trun-
kenheit verursachten Verkehrsunfalls ist er im
Januar eines Jahres eine Woche arbeitsunfähig,
der Arbeitgeber kürzt daher das Gehalt um
2.000 x 3 : 13 = 461,54 € . Der Arbeitnehmer
nimmt dann im April einen Monat Urlaub.
Die Vergütung der letzten abgerechneten 
13 Wo chen vor Beginn des Urlaubs betrug 
5.538,46 € (Januar: 1.538,46 € , Februar: 2.000 € , 
März: 2.000 € ), das sind monatlich im Durch-
schnitt 1.846,15 € . Infolgedessen erhält der
Arbeitnehmer im Ur laub eine Monatsvergü-
tung von 1.846,15 € , obwohl seine regelmäßige
Vergütung 2.000 € beträgt.
Das Urlaubsentgelt ist vor Antritt des Urlaubs
zu zahlen (§ 11 Abs. 2 BUrlG). Kommt der
Arbeitgeber dieser Verpflichtung nicht nach,
gerät er mit seiner Lohnzahlungspflicht in 
Verzug. Der Arbeitnehmer kann aber deshalb
nicht den Antritt des Urlaubs verweigern und
eine Neufestsetzung des Urlaubs verlangen,
vielmehr kann er wegen der verspäteten Zah-
lung nur Schadensersatzansprüche gegen den
Arbeitgeber geltend machen, z. B. wegen der
Aufnahme eines Kredits51.
Bei monatlicher Zahlungsweise, wie sie für
die Apothekenmitarbeiter gilt, können die
Arbeitsvertragsparteien vereinbaren, dass
diese Zahlungsweise auch für den Urlaub bei-
behalten wird, weil darin insgesamt keine
ungünstigere, sondern nur eine andersartige
als die gesetzliche Regelung erblickt werden
kann. Eine solche Vereinbarung kann auch
stillschweigend getroffen werden. Davon ist
auszugehen, wenn die Arbeitnehmer die Bei-
behaltung der monatlichen Zahlungsweise
widerspruchslos hinnehmen52.
Da das Urlaubsentgelt Arbeitsvergütung ist, ist
der Urlaubsentgeltanspruch – ebenso wie der
Anspruch auf sonstige Arbeitsvergütung – ver-
erblich und – in den Grenzen des Lohnpfän-
dungsrechts – pfändbar53. Soweit der Urlaubs -
entgeltanspruch pfändbar ist, ist er auch
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49 BAG, Urteil vom 28.4.1998, NZA 1999 S. 156.
50 EuGH, Urteil vom 22.4.2010, NZA 2010, S. 557; EuGH, Urteil

vom 13.6.2013, NZA 2013 S. 775.
51 Leinemann, a.a.O., § 88 Rdnr. 36.
52 Vgl. Leinemann, a.a.O., § 88 Rdnr. 37.
53 BAG, Urteil vom 28.8.2001, EzA § 7 BUrlG Abgeltung Nr. 7;

BAG, Urteil vom 20.6.2000, EzA § 1 BUrlG Nr. 23.
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abtretbar und es kann gegen ihn aufgerechnet
werden54. Der Urlaubsentgeltanspruch ist un -
abdingbar und unverzichtbar; auf ihn kann
daher weder durch vertragliche Vereinbarung
noch in einer Ausgleichsquittung verzichtet
werden55. An ders als der Urlaubsanspruch als
solcher verfällt der Anspruch auf Urlaubsent-
gelt für bereits gewährten Urlaub nicht in dem
Zeitpunkt, in dem ein noch nicht erfüllter Ur-
laubsanspruch verfällt56. In der Insolvenz des
Arbeitgebers sind bei der Eröffnung des Insol-
venzverfahrens noch offene Urlaubsansprüche
Masseverbindlichkeiten, so dass auch das
Urlaubsentgelt und ggf. die Urlaubsabgeltung
für diese Urlaubsansprüche aus der Insolvenz-
masse zu zahlen sind57.
Vom Urlaubsentgelt zu unterscheiden ist das
Urlaubsgeld. Urlaubsgeld ist eine zusätzliche,
aus Anlass des Urlaubs über das Urlaubsent-
gelt hinaus gezahlte Vergütung. Zusätzliches
Urlaubsgeld kann in Tarifverträgen, Betriebs-
vereinbarungen und in Einzelarbeitsverträgen
vereinbart werden. Eine gesetzliche Verpflich-
tung zur Zahlung von Urlaubsgeld besteht
nicht. Das Urlaubsgeld ist unpfändbar (§ 850 a
Nr. 2 ZPO) und daher nicht abtretbar; gegen
den Anspruch auf Urlaubsgeld kann damit
auch nicht aufgerechnet werden. Um unpfänd-
bares Urlaubsgeld handelt es sich auch dann,
wenn es jährlich, z.B. mit der Junivergütung,
in einer Summe gezahlt wird58.

2.8 Urlaubsabgeltung

Während des Bestehens eines Arbeitsverhält-
nisses darf Urlaub grundsätzlich nicht durch
eine Geldzahlung abgegolten werden58a. Ist der
Urlaubsanspruch allerdings ersatzlos verfallen,
z.B. weil er vom Arbeitnehmer nicht geltend ge -
macht und genommen wurde, kann durch Tarif-
vertrag oder Einzelvereinbarung bestimmt wer-
den, dass der verfallene Urlaub auch im fortbe-
stehenden Arbeitsverhältnis abzugelten ist59.
Im Übrigen darf der Arbeitgeber selbst mit Ein  -
verständnis des Arbeitnehmers diesem nicht
statt bezahlter Freizeit eine bestimmte Vergü-
tung gewähren (Ausnahme: § 11 Abs. 6 BRTV,

s. Abschnitt 3.9) oder mit dem Arbeitnehmer
vereinbaren, dass in der Arbeitsvergütung das
Urlaubsentgelt mitenthalten sei. Hat der Arbeit-
nehmer eine derartige Urlaubsabgeltung erhal-
ten, kann er trotzdem vom Arbeitgeber die
Gewährung bezahlter Freizeit verlangen. Die
bereits empfangene Urlaubsabgeltung braucht
er in der Regel nicht zurückzuzahlen, wenn
dem Arbeitgeber bewusst war, dass er mit einer
solchen Urlaubsabgeltung den Ur laubs anspruch
des Arbeitnehmers nicht erfüllen konnte.
Vom Grundsatz des Urlaubsabgeltungsverbots
besteht im Fall der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses eine Ausnahme. Kann nämlich
wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses der noch ausstehende Urlaub nicht mehr
genommen werden, ist er abzugelten (§ 7
Abs. 4 BUrlG). Der Urlaubsanspruch wandelt
sich damit in einen Abgeltungsanspruch um,
ohne dass es weiterer Handlungen des Arbeit-
gebers oder des Arbeitnehmers bedarf60. Dabei
ist es gleichgültig, aus welchem Grund das
Arbeitsverhältnis beendet worden ist, etwa
durch Kündigung, Befristung oder Aufhe -
bungs vertrag.
Voraussetzung für die Umwandlung des Ur -
laubs anspruchs in einen Abgeltungsanspruch
bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ist,
dass der Urlaubsanspruch noch nicht verfallen
ist. Ist der Urlaubsanspruch bereits wegen Fris t -
ablaufs erloschen, kann er sich nicht mehr in
einen Abgeltungsanspruch umwandeln.
Beispiel: Das Arbeitsverhältnis endete durch
Aufhebungsvertrag mit Ablauf des 31. Januar
2011. Im Jahre 2010 hatte der Arbeitnehmer
zehn Urlaubstage nicht in Anspruch genom-
men. Gründe für eine Übertragung des Urlaubs
bis 31. März 2011 lagen nicht vor. Damit ist
der Resturlaubsanspruch für 2010 mit Ablauf
des 31. Dezember 2010 erloschen und kann
sich nicht mehr in einen Abgeltungsanspruch
umwandeln. Der Arbeitnehmer kann nur für
Januar 2011 Urlaubsabgeltung verlangen.
Der Arbeitnehmer, dem Urlaubsabgeltung
zusteht, hat Anspruch auf Zahlung eines Geld -
betrags, der ihm als Urlaubsentgelt zu zahlen
wäre, wenn das Arbeitsverhältnis fortbestünde.
Der Urlaubsabgeltungsanspruch steht dem
Arbeitnehmer auch zu, wenn er bis zum Ablauf
des Urlaubsjahres bzw.  innerhalb des Übertra-

59 BAG, Urteil vom 20.4.1989, EzA § 7 BUrlG Nr. 65.
60 BAG, Urteil vom 21.9.1999, EzA § 7 BUrlG Abgeltung Nr. 6.

54 Vgl. Leinemann, a.a.O., § 88 Rdnr. 43.
55 BAG, Urteil vom 31.5.1990, EzA § 13 BUrlG Nr. 49.
56 BAG, Urteil vom 18.2.1992, EzA § 1 BUrlG Verwirkung Nr. 1.
57 BAG, Urteil vom 21.11.2006, EzA 209 InsO Nr. 8.
58 LAG Nürnberg, Urteil vom 7.11.2006, LAGE § 850a ZPO

2002 Nr. 1.
58aBAG, Urteil vom 20.4.2012, FA 2012, 318.
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gungszeitraums (31. März des dem Urlaubsjahr
folgenden Jahres) arbeitsunfähig erkrankt ist61.
Ein Abgeltungsanspruch entsteht nicht, wenn
der AN mit Ende des Übertragungszeitraums
ausscheidet, da der nicht genommene Urlaub
mit Fristablauf erlischt62.
Der Urlaubsabgeltungsanspruch ist ein reiner
Geldanspruch, der sich nicht mehr von sonsti-
gen Entgeltansprüchen aus dem Arbeitsver-
hältnis unterscheidet63. Er ist deshalb
grundsätzlich auch dann abzugelten, wenn der
während des Urlaubsjahres ausgeschiedene
Arbeitnehmer seinen Urlaubsabgeltungsan-
spruch erstmals nach Ablauf des Urlaubsjahres
geltend macht63a. Der Urlaubsabgeltungsan-
spruch kann auch tariflichen Ausschlussfris -
ten unterfallen64 und ist vererblich65. Er ist im
Übrigen in den Grenzen des Lohnpfändungs-
rechts (§§ 850 ff. ZPO) pfändbar und abtret-
bar65a.

2.9 Beeinträchtigungen des Urlaubs

2.9.1 Krankheit des Arbeitnehmers

Erkrankt der Arbeitnehmer während oder vor
Beginn eines zeitlich festgelegten Urlaubs ar -
beitsunfähig, wird der Urlaub für die Dauer der
Krankheitstage unterbrochen. Denn die Befrei-
ung des Arbeitnehmers von seiner Ar beits -
pflicht ist nicht mehr möglich, wenn die Ar -
beits pflicht des Arbeitnehmers infolge Ar beits  -
unfähigkeit automatisch entfallen ist. Ar beits -
unfähig ist ein Arbeitnehmer, wenn er infolge
Krankheit die Arbeitspflichten aus dem Ar beits -
verhältnis nicht erfüllen kann. Unerheblich ist,
ob er die Arbeitsunfähigkeit verschuldet hat.
Auch der selbstverschuldete Unfall (Verkehrs-
unfall, Sportunfall), der zur Arbeitsunfähigkeit
führt, unterbricht den Urlaub66. Selbstverschul-
dete Arbeitsunfähigkeit führt allerdings zum
Wegfall von Entgeltfortzahlungsansprüchen.

Die Krankheitstage, die den Urlaub unterbre-
chen, dürfen auf den Urlaub nicht angerechnet
werden. Erkrankt der Arbeitnehmer während
seines Urlaubs, muss er jedoch, um die An -
rechnung der Krankheitstage auf den Urlaub
zu vermeiden, die Tage der Arbeitsunfähigkeit
durch ärztliches Zeugnis nachweisen (§ 9
BUrlG). Hierbei ist es unerheblich, ob es sich
um das Attest eines Arztes im Inland oder 
im Ausland handelt. Das Attest eines auslän -
dischen Arztes muss aber erkennen lassen,
dass es sich nicht nur um eine bloße Er -
krankung (z. B. Erkältung), sondern um eine
mit Arbeitsunfähigkeit verbundene Krankheit
(z. B. Grippe) handelte (zu dem höheren Be -
weiswert einer ausländischen Arbeits un fähig -
keitsbescheinigung, die innerhalb der Euro -
päischen Union ausgestellt ist, s. aber Ka pitel
A 4 „Fortzahlung des Gehalts bei Arbeitsver-
hinderung und im Todesfall“, Ab schnitt 2.10).
Der Arbeitgeber kann den Beweiswert des ärzt-
lichen Attestes erschüttern, wenn er Umstände
vorträgt und im Streitfall beweist, die ernst-
hafte und be gründete Zweifel an der Richtig-
keit der Be scheinigung auslösen.
Beispiel: Ein wegen fiebriger Grippe krankge-
schriebener Arbeitnehmer wird während einer
ganzen Nacht in einer Diskothek seines Ur -
laubsortes gesehen. In diesem Fall muss der
Arbeitnehmer auf andere Weise seine Arbeits-
unfähigkeit nachweisen.
In Ausnahmefällen, in denen die Hinzuzie-
hung eines Arztes nicht möglich ist, kann die
Arbeitsunfähigkeit auch auf andere Weise
nachgewiesen werden.
Beispiel: Ein Arbeitnehmer befindet sich mit
Freunden auf einer Bergtour. Er stürzt, verletzt
sich am Knöchel, ist gehunfähig und muss drei
Tage in einer Berghütte verbringen, bis die
Schwellung zurückgegangen ist. Die Arbeits-
unfähigkeit kann hier durch seine Mitwande-
rer als Zeugen nachgewiesen werden.
Sind danach Krankheitstage nicht auf den
Urlaub anzurechnen, entfällt für diese Tage der
Anspruch des Arbeitnehmers auf Urlaubsver-
gütung. Stattdessen kann er Entgeltfortzahlung
nach den einschlägigen Bestimmungen der
Entgeltfortzahlungsvorschriften (EntgeltFG, § 9
BRTV) verlangen. Dies bedeutet auch, dass
kein Vergütungsanspruch besteht, soweit der
Arbeitnehmer die Arbeitsunfähigkeit selbst
verschuldet hat.
Die durch Krankheit nicht aufgebrauchten
Urlaubstage führen nicht zu einer entspre-
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